
IWW • Institut für Wissen in der Wirtschaftwww.rheumaguide.de

                    5 | 2015
Der Informationsdienst für Rheumatologen

RheumaGuide

KV-Abrechnung

Kein Anspruch auf Honorierung durch nachträgliche 
Korrektur von Abrechnungspositionen
von Rechtsanwalt, Fachanwalt für Strafrecht Sascha Lübbersmann,  
Kanzlei Ammermann Knoche Boesing, Münster, www.kanzlei-akb.de
Nach Ablauf der Frist zur Abgabe der Quartalsabrechnung ist nicht nur grund-
sätzlich die nachträgliche Geltendmachung einer Gebührenziffer nach der EBM 
ausgeschlossen, sondern auch die nachträgliche Umsetzung einzelner GOPs in 
bereits abgerechneten Behandlungsfällen (Urteil des Landessozialgerichts [LSG] 
Bayern vom 25.3.2015, Az. L 12 KA 37/13)

Der Fall

Die klagende Berufsausübungsgemein-
schaft (BAG) setzte für diabetologische 
Leistungen – bezüglich einer geschlos-
senen DMP-Vereinbarung – GOPs an, 
die für das betreffende Quartal bereits 
durch neuere Abrechnungsnummern 
ersetzt waren. Nach deren Absetzung 
durch Richtigstellungsbescheid bean-
tragte sie eine Korrektur dieser fälsch-
lich angesetzten Gebührenordnungs-
ziffern in die geltenden neuen Abrech-
nungsziffern.

Die Entscheidung

Anders als die Vorinstanz wies das 
LSG Bayern dieses Begehren vollum-
fänglich zurück. Zur Begründung sei-
ner Entscheidung verweist das LSG auf 
die Rechtslage sowie die Rechtspre-
chung zum Abrechnungsausschluss 
des BSG. Soweit danach nämlich Ab-
rechnungsbestimmungen vorsähen, 
dass die Abrechnungen unter Beach-
tung der dafür geltenden Regelungen 
innerhalb festgesetzter – meist sehr 
knapp bemessener! – Fristen einzurei-
chen sind, handele es sich um wirksa-
me materielle Ausschlussfristen, schon 
um eine möglichst zügige und vollstän-
dige Verteilung der Gesamtvergütung 
zu bewerkstelligen. Ein Anspruch auf 
Honorierung verfristeter Abrechnun-

gen gegenüber der KV bestehe des-
halb grundsätzlich nicht.

Diesem nachträglichen Abrechnungs-
ausschluss unterfalle gleichsam auch 
die – hier geltend gemachte – nach-
trägliche Umsetzung einzelner GOPs 
in bereits abgerechneten Behandlungs-
fällen, denn diese sei nicht anders zu 
behandeln als die nachträgliche Gel-
tendmachung einer Gebührenziffer. Da 
die Kürzung des Honorarvolumens zu-
dem hier nur 3,5 Prozent betrage, sei 
diese auch nicht unverhältnismäßig.

Praxishinweis

Mit dieser Entscheidung wird deutlich, 
dass bereits die originäre Quartalsab-
rechnung nicht nur zwingend inner-
halb der materiellen Ausschlussfrist, 
sondern auch hinsichtlich der ange-
setzten GOPs für die abgerechneten 
Behandlungsfälle höchst sorgfältig und 
penibel gehandhabt werden muss.

Die Möglichkeiten einer nachträgli-
chen Abrechnungskorrektur sind ver-
schwindend gering. Falsch angesetzte 
GOPs dürfen von der KV auch noch 
nach längerer Zeit abgesetzt, aber 
vom abrechnenden Arzt nicht nach-
träglich durch die richtigen Gebühren-
ziffern ersetzt werden.

Selbst wenn die Abrechnungsfehler-
haftigkeit auf nicht sofort erkennbaren 
Störungen im elektronischen Übermitt-
lungssystem oder der praxiseigenen 
Software beruht, wird die Unverhält-
nismäßigkeit der Nichthonorierung 
von tatsächlich erbrachten Behand-
lungsfällen erst ab einer Überschrei-
tung von 50 Prozent des Gesamthono-
rars angenommen (vgl. dazu auch 
LSG Bayern, Urteil vom 12.11.2014 , 
Az. L 12 KA 58/13).

GKV-VSG

Änderungen bei der  
Beschäftigung von Weiter-
bildungsassistenten

Das am 23. Juli 2015 in Kraft getrete-
ne GKV-Versorgungsstärkungsgesetz 
(GKV-VSG) enthält auch positive Rege-
lungen für Vertragsärzte. So werden 
beispielsweise die Rahmenbedingun-
gen für die Beschäftigung von Weiter-
bildungsassistenten verbessert. Für 
Rheumatologen, die Weiterbildungsas-
sistenten beschäftigen oder beschäfti-
gen wollen, sind folgende Neurege-
lungen relevant.

Übernahme von Assistenten

Wenn ein Weiterbildungsassistent 
nach Abschluss der Weiterbildung als 
Praxispartner bzw. Angestellter über-
nommen werden sollte, war bisher ei-
ne Weiterbeschäftigung in dem Zeit-
raum zwischen Ende der Weiterbil-
dung und Entscheidung des Zulas-
sungsausschusses nicht möglich. Durch 
eine Änderung der Zulassungsverord-
nung können Weiterbildungsassisten-
ten jetzt in dieser Übergangszeit zwi-
schen Ende der Weiterbildung und 
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Rechtsprechung

Bereitschaftsdienst: Für jeden Vertragsarzt Pflicht
von Rechtsanwältin Isabel Wildfeuer, ETL Lüdemann Wildfeuer & Partner, 
München (www.etl-global.com/muenchen-lw)

Die KVen dürfen alle Vertragsärzte zum Bereitschaftsdienst einteilen. Diese „harte 
Linie“ hat das Bundessozialgericht (BSG) mit Urteil vom 19. August 2015 bestärkt 
(Az. B 6 KA 41/14 R).

Arzt hatte über 20 Jahre keinen 
Bereitschaftsdienst geleistet

In dem zu entscheidenden Fall hatte 
ein ausschließlich psychotherapeutisch 
tätiger Vertragsarzt gegen die Heran-
ziehung zum Bereitschaftsdienst ge-
klagt. Seit seiner Zulassung im Jahr 
1993 war er stets von der Teilnahme 
befreit worden. Infolge der Novellie-
rung der Bereitschaftsdienstordnung 
im Jahr 2007 gab es diesen Befrei-
ungstatbestand für hochspezialisierte 
Fachärzte nicht mehr. Vielmehr wurde 
er mit einer Übergangsfrist von einem 
 guten Jahr zum Bereitschaftsdienst ein-
geteilt. In dieser Zeit wurde ihm die 
Möglichkeit gegeben, sich entspre-
chend fortzubilden.

Ein Jahr Zeit, um medizinische 
Kenntnisse aufzufrischen

Das BSG räumt in seiner Entscheidung 
zunächst ein, dass ein Vertragsarzt so-
lange nicht am Bereitschaftsdienst teil-
nehmen darf/muss, bis er die fachli-
chen Voraussetzungen erfüllt, die 
durch entsprechende Fortbildungen 
(wieder) zu erlangen sind. Jedoch sei 
die KV berechtigt, jeden Vertragsarzt 
zur Teilnahme an diesen notwendigen 
Fortbildungsveranstaltungen zu ver-
pflichten und dies auch gegebenen-
falls mit disziplinarischen Mitteln (bis 
hin zum Zulassungsentzug) durchzu-
setzen. Das BSG vertritt richtigerweise 
zum Schutz der Patienten die Auffas-
sung, dass ein nicht ausreichend fort-
gebildeter Arzt nicht für die Teilnahme 
an der vertragsärztlichen Versorgung 
herangezogen werden darf. Er darf 
sich aber dadurch nicht seiner generel-
len Verpflichtung zur Teilnahme am 

 Bereitschaftsdienst entziehen. Für die 
Wiedererlangung der „Bereitschafts-
dienstkompetenz“ gewährte das Ge-
richt dem klagenden Arzt einen Zeit-
raum von einem Jahr. Das BSG erach-
tet diesen Zeitraum als absolut ausrei-
chend, um „in Vergessenheit geratene“ 
medizinische Kenntnisse wieder aufzu-
frischen. Des Weiteren erkennt das 
BSG die bisher von vielen Ärzten ge-
nutzte Möglichkeit an, sich im Bereit-
schaftsdienst von einem selbst zu fi-
nanzierenden Vertreter (ständig) ver-
treten zu lassen. Allerdings ändert dies 
wohl nichts an der Verpflichtung, sich 
für die Teilnahme am Bereitschafts-
dienst entsprechend fortzubilden – der 
beauftragte Vertreter könnte auch ein-
mal nicht dienst bereit sein. 

Praxishinweis

Das Urteil dürfte in der Praxis dazu 
führen, dass zeitnah zahlreiche Ver-
tragsärzte, die bisher behauptet ha-
ben sie seien nicht „geeignet“, da-
hingehend überprüft werden, ob sie 
ihrer Fortbildungspflicht nachgekom-
men sind. Im Fokus stehen dabei si-
cherlich diejenigen, die aufgrund ei-
nes Befreiungsantrags schon im „Vi-
sier“ der jeweils zuständigen KV 
sind. Ärzten, die einen Befreiungsan-
trag wegen mangelnder Kompetenz 
bei der KV eingereicht haben, ist an-
zuraten, sich schon jetzt juristisch be-
raten zu lassen.

rheumaguide.de

Alle bisher erschienenen Beiträge des 
RheumaGuide finden Sie im Volltext-
archiv unter www.rheumaguide.de.

Entscheidung des Zulassungsausschus-
ses weiterbeschäftigt werden. Wie bis-
her ist jedoch eine Weiterbeschäfti-
gung nicht möglich, wenn kein Antrag 
auf Zulassung (Anstellung) zur ver-
tragsärztlichen Versorgung gestellt 
worden ist.

Berücksichtigung in der Honorar-
verteilung

Nach der bisherigen Rechtslage durfte 
die Beschäftigung von Weiterbildungs-
assistenten nicht zur Vergrößerung der 
Kassenpraxis oder der Aufrechterhal-
tung eines übergroßen Praxisumfangs 
führen. Diese Bestimmung hatte zur 
Folge, dass eine Leistungsausweitung 
durch die Beschäftigung von Weiter-
bildungsassistenten in der Honorarver-
teilung nicht berücksichtigt wurde. 

Künftig müssen die KVen in ihren 
 Honorarverteilungsmaßstäben festle-
gen, in welchem Umfang bei Beschäf-
tigung von Weiterbildungsassistenten 
eine Vergrößerung der Kassenpraxis 
zulässig ist. Es bleibt abzuwarten, wie 
die KVen diese gesetzliche Vorgabe 
demnächst umsetzen.

Finanzielle Förderung – leider nicht 
für Rheumatologen

Bisher kamen nur Hausärzte in den 
Genuss einer finanziellen Förderung 
bei Beschäftigung von Weiterbildungs-
assistenten. Das GKV-VSG verpflichtet 
jetzt die KBV und die Krankenkassen, 
die Beschäftigung von Weiterbildungs-
assistenten auch in Facharztpraxen 
durch Zuschüsse zum Weiterbildungs-
gehalt zu fördern. 

Gefördert werden sollen bundesweit 
1.000 Weiterbildungsstellen für Fach-
ärzte der Grundversorgung. Grundver-
sorger sind nach der Gesetzesbegrün-
dung die Fachgruppen der allgemei-
nen fachärztlichen Versorgung nach 
§ 12 der Bedarfsplanungsrichtlinie. Zu 
diesen Fachgruppen gehören die an 
der fachärztlichen Versorgung teilneh-
menden Internisten leider nicht.
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Arthrose

Hüft- und Kniegelenk-
ersatz riskant fürs Herz
Bei Patienten mit Hüft- oder Kniegelenk-
ersatz ist in den ersten Monaten nach 
dem Eingriff laut neuen britischen Da-
ten mit einem erhöhten Risiko für kar-
diovaskuläre Komplikationen zu rech-
nen. Die Daten überraschen, weil in 
früheren Untersuchungen ein Gelenker-
satz mit einem verringerten Herzinfarkt-
Risiko korrelierte. Ausgewertet wurden 
Daten zu knapp 14.000 Patienten mit 
Knie-TEP und mehr als 6.000 Patienten 
mit Hüft-TEP. Der Beobachtungszeit-
raum betrug im Median vier Jahre. Im 
Vergleich zu gematchten Kontrollperso-
nen war die Herzinfarkt-Rate im ersten 
Monat nach OP bei Patienten mit Knie-
TEP mehr als 8-fach und bei Patienten 
mit Hüft-TEP mehr als 4-fach erhöht. Im 
weiteren Verlauf nahm die Risikoerhö-
hung stetig ab. Langfristig hatte die Ra-
te kardiovaskulärer Komplikationen 
keinen Einfluss auf die Prognose von 
Patienten mit Gelenkersatz, schreiben 
die Autoren. Anders ist dies hinsichtlich 
des Risikos für venöse Thromboembo-
lien (VTE). Das VTE-Risiko bleibt lang-
fristig erhöht, bestätigen die Daten.

 ↘ QUELLE

• Lu N et al.: Total Joint Arthroplasty 
and the Risk of Myocardial Infarction 
- A General Population, Propensity 
Score-Matched Cohort Study. Arthri-
tis Rheumatol 2015, published online, 
doi: 10.1002/art.3924

Rheumatoide Arthritis (RA)

Orale Kontrazeption mit 
milderem Verlauf einer 
frühen RA assoziiert
Rheumatologen aus Berlin und Regens-
burg haben Hinweise dafür gefunden, 
dass die Einnahme oraler Kontrazeptiva 
bei Frauen mit früher RA einen günsti-
gen Verlauf auf die Erkrankung haben 
könnte. Der Zusammenhang zeigte sich 
sowohl bei Frauen mit aktueller als auch 

Rheumatoide Arthritis (RA)

Ultraschall identifiziert 
RA-Patienten in Remission 
mit hohem Rückfallrisiko
Das Therapieziel bei Patienten mit RA 
ist eine Remission (DAS28-Score < 
2,6) oder zumindest eine niedrige 
Krankheitsaktivität (DAS28 < 3,2). Al-
lerdings kommt es bei rund der Hälfte 
der beschwerdefreien Patienten nach 
Deeskalierung der Therapie innerhalb 
von zwei Jahren zu einem erneuten 
Krankheitsschub. Ultraschalluntersu-
chungen zur Diagnose einer Synovitis 
an Gelenkkapseln oder Sehnen kön-
nen frühzeitig auf ein erhöhtes Rezidiv-

früherer Einnahme der Pille. Die Wis-
senschaftler werteten Daten zu rund 
270 RA-Patientinnen im Alter von 18-60 
Jahren aus, von denen knapp zwei Drit-
tel eine frühere Exposition zu oralen 
Kontrazeptiva (OC) hatten. 20 Prozent 
verhüteten aktuell mit OC. Bei Beurtei-
lung der Krankheitsaktivität, Funktionali-
tät und Lebensqualität der Frauen nach 
zwölf Monaten schnitten Patientinnen 
mit positiver OC-Anamnese signifikant 
besser ab als Frauen, die nie Kontra-
zeptiva eingenommen hatten. Beim 
RAID-Score zur Beurteilung der Lebens-
qualität wurden über den Verlauf von 
zwei Jahren konstant bessere Werte für 
Frauen der Hormongruppe belegt. Auch 
orale Glukokortikoide wurden von Frau-
en ohne Hormoneinnahme häufiger be-
nötigt, vor allem in der Gruppe mit ein-
geschränkten Funktionsscores. Die Auto-
ren vermuten, dass die protektiven Wir-
kungen von OC eher über zentralnervö-
se Stoffwechselwege als durch Unter-
drückung einer peripheren Entzündung 
vermittelt werden könnten. 

 ↘ QUELLE

• Albrecht K et al.: The association bet-
ween the use of oral contraceptives 
and patient-reported outcomes in an 
early arthritis cohort. Arthritis Care & 
Research 2015, published online, doi: 
10.1002/acr.22667

risiko hinweisen. Das verdeutlichen 
Daten einer italienischen Studie bei 
430 Patienten in klinischer Remission, 
die bei der EULAR-Jahrestagung 2015 
in Rom vorgestellt worden sind. Bei al-
len Studienteilnehmern wurden per Ul-
traschall die Hand- und Fingergelenke 
sowie die Beuger- und Streckersehnen 
untersucht. Insbesondere Tenosynoviti-
den korrelierten mit einem erhöhten 
Schubrisiko innerhalb von sechs Mo-
naten und wiesen auf die Notwendig-
keit einer Therapieintensivierung hin, 
berichtete Dr. Emanuela Bellis aus Tu-
rin. In einer japanischen Studie bei 
134 Patienten, ebenfalls beim EULAR 
vorgestellt, wurde belegt, dass eine 
Dosiserhöhung von Methotrexat bei 
Patienten mit Ultraschall-positiver Syn-
ovitis wirksam ist. Das Risiko einer ra-
diologischen Krankheitsprogression 
konnte deutlich gehemmt werden im 
Vergleich zu Patienten, bei denen die 
MTX-Dosis stabil gehalten wurde. 

 ↘ QUELLE

• Jahrestagung der European League 
Against Rheumatism (EULAR), Rom, 
10.-13. Juni 2015, Abstracts OP0217, 
OP0219


